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1. Broschüre: "Chancengleichheit - Das Gleichbehandlungsrecht in Österreich"
Gleichbehandlung ist ein Grundrecht. Dahinter steht die Angleichung von Rechten benachteiligter gesellschaftlicher Gruppen in unserem Leben. Um Gleichbehandlung zu gewährleisten, gibt es eine Reihe von gesetzlichen Regelungen.

Grundsätzlich wird darin klar festgelegt und definiert, dass niemand benachteiligt werden darf aufgrund von:
· Geschlecht,

· Alter,

· ethnischer Zugehörigkeit,

· Religion oder Weltanschauung,

· sexueller Orientierung oder

· Behinderung

Es bedurfte eines jahrzehntelangen Kampfes, um Grund- bzw. Menschenrechte zu erwirken, die sich schließlich in einer Reihe von nationalen und internationalen Bestimmungen manifestierten. Ursprünglich als Gleichbehandlungsgrundsatz für Arbeitsverhältnisse bzw. die sonstige Arbeitswelt gedacht, erfuhren die Gleichbehandlungsrechte im Laufe der Jahre immer wieder Erweiterungen und Anpassungen. 

So wurde beispielsweise das Diskriminierungsverbot aufgrund einer Behinderung in einem Behindertengleichstellungspaket (BgBl.I, Nr. 82/2005) definiert, das mit 1. Jänner 2006 in Kraft getreten ist (Novellierungen in weiterer Folge).

Das Sozialministerium hat nun in vierter Auflage die überarbeitete Broschüre „CHANCENGLEICHHEIT – Das Gleichbehandlungsrecht in Österreich“ herausgebracht. Ziel dieser Broschüre ist es, einen Überblick über Anti-Diskriminierungsrechte zu geben und diese bekannter zu machen.
Angeführt werden Diskriminierungsgründe und Ansprüche, die daraus abgeleitet werden können. Weiters gibt es einen umfangreichen Adressteil, sowie ausgewählte Judikatur des Europäischen Gerichtshofs.

Die Broschüre „CHANCENGLEICHHEIT – Das Gleichbehandlungsrecht in Österreich“ kann kostenlos bezogen werden unter:
· den Download der Broschüre finden Sie hier 
· per E-Mail an broschuerenservice@sozialministerium.at 
· unter der Servicenummer 0800/20 20 74
· Im Broschürenservice des Sozialministeriums 

Informationen entnommen aus:

http://www.bizeps.or.at/gleichstellung/ 

http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=15144
2. DSÖ-Schulbox für SchülerInnen mit Down-Syndrom – auch als Unterstützung für PädagogInnen
Der römische Philosoph Lucius Annaeus Seneca sagte einst: „Man muss so lange lernen, als man noch Mangel an Kenntnissen hat, wenn wir dem Sprichwort glauben wollen, also, solange wir leben.“ So lernen wir von Geburt an, wohl bis an unser Lebensende.

Ein intensiver und wichtiger Lebensabschnitt beginnt mit der Einschulung. Die Volksschule stellt eine Art „Grundausbildung“ dar. Wir lernen Lesen, Schreiben, Rechnen und viel anderes grundlegendes Wissen. 
PädagogInnen sind darin geschult, uns Menschen etwas beizubringen. Aber wie sieht es aus, wenn behinderte SchülerInnen Teil einer Klasse sind?! Brauchen sie spezielle Unterstützungen bzw. welche Form der Unterstützung ist notwendig, um sie aktiv am Unterricht teilnehmen lassen zu können?

Mit der Zunahme von integrativen bzw. inklusiven Schulklassen sind PädagogInnen immer öfters mit diesen Fragen konfrontiert. Eine immer wieder auftretende Unsicherheit ist, wie gestaltet man einen Unterricht, wenn ein Kind mit Trisomie 21 (Down-Syndrom) im Klassenverband ist.

Für viele PädagogInnen und BegleiterInnen ist dies eine große Herausforderung, da sie diesbezüglich oft nicht geschult wurden bzw. wenig Erfahrung haben. Sie wissen oft nicht genug über die speziellen Fähigkeiten, Bedürfnisse und Lernvoraussetzungen von Kindern mit Trisomie 21.

Aus diesem Anlass bietet der Verein Down-Syndrom Österreich (DSÖ) die Schulbox für SchülerInnen mit Down-Syndrom an. Darin enthalten sind „Informationen über Besonderheiten im Lernverhalten von Kindern mit Down-Syndrom sowie Anregungen für entsprechende pädagogische Methoden, um Lesen und Rechnen zu lernen (…) Mindestens so wichtig wie pädagogisches Verständnis ist Aufklärungsarbeit im Klassenverband und Sensibilisierung für das Thema Behinderung. Hier bietet die Schulbox kindgerechte Literatur zum Thema Anderssein und Informationen zum Down-Syndrom im Allgemeinen“.

Das Ziel der DSÖ-Schulbox ist, PädagogInnen, Eltern und BegleiterInnen im schulischen Alltag von Kindern mit Down-Syndrom zu unterstützen. Erst ein positives Erlebnis im Schulalltag prägt Kinder dahingehend, dass Lernen auch Freude bereiten kann.

Die komplette Schulbox kostet 145 Euro, zuzüglich Porto und 7 Euro für Verpackung. 
Eltern, die bereits das Rechenmaterial "Yes, we can" gekauft haben, können die kleine Schulbox ohne Rechenmaterial um 95 Euro plus Porto kaufen. 

Die Schulbox kann im DSÖ-Büro Innsbruck bestellt werden:
office@down-syndrom.at oder 0664/213 34 90 (vormittags)

Weitere Informationen erhalten Sie unter http://www.down-syndrom.at/CMS/index.php?id=658
Kontakt:
Dachverband Down-Syndrom Österreich (DSÖ)
Fadingerstraße 15
5020 Salzburg

E-Mail: office@down-syndrom.at
Internet: http://www.down-syndrom.at/
Informationen entnommen aus:

http://www.gleichgestellt.at/index.php?id=110&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=9812&cHash=bcc6354158aebae398edc7112f98d715 

3. Sozialministeriumservice veröffentlicht Geschäftsbericht 2013 (inkl. Schlichtungsstatistik 2013)
Das Sozialministeriumservice (früher: Bundessozialamt) ist eine Österreichische Bundesbehörde, welche für die Vollziehung der Agenden für Menschen mit Behinderungen in Bundeskompetenz zuständig ist. 
Neben Auskünften und Unterstützungen bei Gesetzeslagen (wie z.B. Behinderteneinstellungsgesetz, Bundesbehindertengesetz, Verbrechensopfergesetz, Impfschadengesetz etc.) hat das Sozialministeriumservice auch andere behindertenrelevante Dienstleistungen im Serviceangebot.

Folgende Dienstleistungen werden u.a. erbracht:

· Allgemeine Sozialberatung

· Beratung im Betrieb

· Ausbildungsbeihilfen

· Behindertenpass

· Fahrpreisermäßigungen

· Hilfsmittelberatung

· Sozialservice – Dieser ist bundesweit erreichbar und bietet umfassende Sozialberatung in allen Lebensbereichen

· Arbeitsassistenz – Wird durch externe Einrichtungen im Auftrag des Sozialministeriumservice erbracht

· u.v.m.

Eine weitere wichtige Aufgabe des Sozialministeriumservice ist die Durchführung von Schlichtungsverfahren gemäß §§ 14 ff des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes (BGStG), BGBl. I Nr. 82/2005.

Grundsätzlich gibt es die Möglichkeit im Falle einer Diskriminierung aufgrund einer Behinderung eine Klage einzureichen. Voraussetzung für eine Klage ist „(…) ein zuvor beim zuständigen Sozialministeriumservice durchgeführtes Schlichtungsverfahren. Bei einer derartigen Schlichtung wird versucht, eine für beide Seiten gütliche Lösung zu finden.“
Das Sozialministeriumservice hat nun den Geschäftsbericht 2013 veröffentlicht. Das vorliegende Schriftstück informiert über die wichtigsten Angebote und Neuigkeiten des Amtes, wie z.B. über das Pilotprojekt AusbildungsFit, das Beratungsangebot fit2work, etc.. Weiters liefern Tabellen und Statistiken einen guten Überblick über die derzeitige Situation. 
Darunter sind auch Daten zu den Schlichtungen des letzten Jahres angeführt. So ist daraus erkennbar, dass „die Gesamtzahl der abgeschlossenen Schlichtungsverfahren mit 207 (2012: 228) leicht zurück ging, sich der thematische Schwerpunkt massiv in Richtung Arbeitswelt [verschob]. (…) Während 2012 38% der abgeschlossenen Verfahren das Behinderteinstellungsgesetz (BEinstG) betrafen, waren es 2013 48%. Umgekehrt ging der Anteil der Verfahren, die das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG) zum Thema hatten, von 62% auf 48% zurück. Die Einigungsquote sank im selben Zeitraum von 49% auf 38%.“
Sie können den Geschäftsbericht 2013 des Sozialministeriumservice hier herunterladen.

Der Geschäftsbericht 2012 des Sozialministeriumservice ist hier verfügbar.

Interessierte Personen können hier einige Schlichtungen auf der Internetseite vom Verein Bizeps nachlesen.

Weitere Informationen erhalten Sie unter https://www.bundessozialamt.gv.at/site/Neuigkeiten/GESCHAeFTSBERICHT_2013 .

Informationen entnommen aus:
http://www.bizeps.or.at/news.php?nr=15103
4. FH Technikum Wien entwickelt neuartige „Mundmaus“
In Europa gibt es mehr als 2,6 Millionen Personen deren Beweglichkeit der oberen Extremitäten eingeschränkt ist. So wie all diese Menschen sehr unterschiedlich sind, so sind auch ihre motorischen Fähigkeiten sehr verschieden gelagert. . 
Das Ziel all dieser Menschen ist es, so lange wie möglich weitestgehend eigenständig bzw. selbstständig leben zu können. Auch ist für viele Menschen mit Behinderungen absolut erstrebenswert, dass möglichst viele Tätigkeiten noch lange Zeit eigenständig ausgeführt werden können, trotz teils einer hochgradigen Form von Behinderung/Einschränkung.

Um eine größtmögliche Selbstständigkeit gewährleisten zu können, bieten Assistierende Technologien (AT) immer mehr Möglichkeiten, mittels technischer Unterstützung ein Stück Eigenständigkeit erhalten zu können bzw. diese zurückzugewinnen.

Assistierende Technologien können beispielsweise eingesetzt werden, wenn es um die Bedienung eines Computers geht. Dadurch kann es in weiterer Folge zu einer erleichterten (Be-)Nutzung von Umweltsteuerungssystemen kommen (z.B. Ein- und Ausschalten der HiFi-Anlage, Steuerung eines Fernsehers, Bedienung eines Smartphones etc.).
Je weniger Restkraft bzw. Restbeweglichkeit beim Menschen mit Behinderung vorhanden ist, umso schwieriger wird es aber, ein leicht bedienbares System einsetzen zu können.

Die FH Technikum Wien, im Speziellen das Institut für Embedded Systems, setzt sich in seiner Forschung immer mehr mit dieser Thematik auseinander. „Bei unserer Forschung an Assistive Technologies verfolgen wir das Ziel, die Restmotorik von körperlich stark behinderten Personen zu messen und diese für die Bedienung von Computern oder Alltagsgegenständen nutzbar zu machen", erklärt FH-Prof. DI Peter Balog, Leiter des Instituts für Embedded Systems an der FH Technikum Wien.

Die Fachhochschule erforscht und entwickelt Systeme, die auf die unterschiedlichen (Bewegungs-)Möglichkeiten von Menschen mit Behinderungen reagieren können. So konzentriert sich die Forschung auf Steuerungen durch Muskeln, auf Steuerung durch Sprache, auf Auswertung bioelektrische Signale und auf kameragestützte Verfahren.
Die neueste Entwicklung ist eine „Mundmaus“. Mit dieser Maus können Menschen, die nur mehr den Kopf bewegen können, den Computer bedienen. Über ein 10 cm langes Mundstück werden durch gezielte Bewegungen der Lippen und mittels Blasen und Saugen entsprechende Kommandos an den Cursor gegeben.

Das Open-Source-System AsTeRICS (Assistive Technology Rapid Integration & Construction Set) ist dabei die Basis auf der diese assistierende Technologien aufbauen.

„AsTeRICS ist ein flexibles, preisgünstiges Baukastensystem für individuell angepasste Assistierende Technologien. Modernste Sensortechniken wie Gedanken- oder Augensteuerung werden mit verschiedenen grundlegenden Aktuatoren kombiniert. Darüber hinaus gibt es viele weitere Optimierungsmöglichkeiten. Über eine Mensch-Maschine-Schnittstelle kann auf einen PC ebenso zugegriffen werden wie auf ein Mobiltelefon oder auch ein Gebäudeautomatisierungssystem.“

Hier finden Sie die Präsentation der Mundmaus uns weiterer assistierender Techniken als YouTube-Video.

Weitere Informationen erhalten Sie unter www.technikum-wien.at/forschung
Informationen entnommen aus:

http://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20140714_OTS0087/mundmaus-oder-eyetracking-fh-technikum-wien-entwickelt-neue-steuerungstechnologien-fuer-menschen-mit-beeintraechtigungen
F.d.I.v.: Gernot Bisail
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